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Kleine Anfrage 290 

der Fraktion der SPD 


betr. Preispolitik der Bundesregierung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält es die Bundesregierung mit ihrer an die Wirtschaft und an 
die Verbraucher gerichteten Erklärung zur Preispolitik für ver- 
einbar, daß audi heute noch eingeführte Lebensmittel zugunsten 
der Ausfuhr von Lebensmitteln mit Wissen ;und Hilfe des zu- 
ständigen Bundesministeriums verteuert werden, obwohl in Beant- 
wortung einer Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 1024, 1116 - die Beendigung derartiger Preis- 
aufschläge zum 31. März 1955 in Aussicht gestellt worden war? 

2. Hält es die Bundesregierung mit ihrer sozialen Marktwirtschaft 
für vereinbar, daß die deutschen Verbraucher durch die Ausfuhr- 
subventionierung doppelt belastet werden, und zwar einmal 
dadurch, daß die ausgeführten Waren vom deutschen Markt und 
damit von der Preisbildung ferngchalien werden, ein zweites Mal 
dadurch, daß für die eingeführten Waren ein höherer Preis er- 
zwungen wird? 

3. Hält es die Bundesregierung mit ihrer Wirtschaftspolitik für 
vereinbar, daß durch (ias von ihr sanktionierte Verfahren der 
Ausfuhrsubvention einzelnen Firmen eine Sonderstellung gegen- 
über ihren Konkurrenten gesichert wird, wie aus folgenden Bei- 
spielen hervorgeht: 

a) Eine deutsche Molkerei und ein deutscher Importeur arbeiten 
bei der Miichlieferung an die US-Armee in Deutscfiland in 
der Weise zusammen, daß der Importeur von der Molkerei 
die anfallenden Dollarerlöse gegen ein Aufgeld über den 
offiziellen Kurs übernimmt. Das Aufgeld dient der Molkerei 
zum Ausgleich der Kosten, die durch den Erlös der verkauf- 
ten Milch angeblich nicht gedeckt werden können. Durch die 
zeitliche und mengenmäßige Begrenzung der Devisenfreigabe 
für die Einfuhr von Fionig sorgt dann das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten dafür, daß der betref- 
fende Imp)ortcur die ihm. zur Verfügung stehenden Dollarbeträge 
— soweit er sie nicht selbst zur Einfuhr verwendet — gegen 
einen Aufschlag, der gegenwärtig 17 v, Fi. des Kurswertes 
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beträgt, nach eigenem Ermessen an andere Importeure weiter- 
geben kann. Es kommt also zu der Verteuerung der Einfuhren 
noch hinzu, daß die Verteilung der Dollars nicht durch eine 
amtliche Stelle, sondern durch eine vom Verfahren privile- 
gierte Privatperson erfolgt. 

b) Drei deutsche Firmen liefern schon seit Jahren Rinder aus 
dänischen Einfuhren an die US-Armee. Auch bei diesem Ge- 
schäft sind nach den Behauptungen der beteiligten Firmen die 
Kosten aus den Erlösen nidit zu decken. Mit dieser Begrün- 
dung hat das zuständige Ministerium durch eine entsprechende 
Regelung der Einfuhrgenehmigungen die Verwertung der 
Dollareinnahmen aus diesem Geschäft mit einem Aufgeld zum 
geltenden Kurs gesichert. Um dieses Aufgeld wurde früher 
z. B. eingeführtcr Speck und werden gegenwärtig Innereien 
(die in erster Linie für die Herstellung von einfachen Wurst- 
waren benötigt werden) verteuert, z, Z. um 16 v. H. des 
Kurswertes. Dadurch, daß man den unmittelbar beteiligten 
Firmen die Verteilung der Devisen überläßt, wird — ebenso 
wie im vorstehenden Beispiel — ihnen eine Bevorzugung bei 
der Durchführung bestimmter Einfuhren gesichert und werden 
alle anderen interessierten Importeure in Abhängigkeit von 
den Begünstigten gebracht. 

4. Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Mengen von Dollars 
und welche Aufschläge bei der Verwendung dieser Dollars zu 
Einfuhren ihr bekanntgeworden sind, beziehungsweise um wel- 
chen DM-Betrag die Einfuhren durch dieses Verfahren verteuert 
wurden? 

5. Hat die Bundesregierung — wann und mit welchem Ergebnis — 
die Berechtigung der geforderten Aufschläge nachgeprüft? 


Bonn, den 26. Oktober 1956 


Olknhauer und Fraktion 



